
Lohnsteuerpauschalierung bei Betriebsveranstaltungen 

Nach der ab dem Veranlagungszeitraum 2015 geltenden Definition in § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a Satz 1 

EStG kann eine Betriebsveranstaltung auch dann vorliegen, wenn sie nicht allen Angehörigen eines 

Betriebs oder eines Betriebsteils offensteht. Das Tatbestandsmerkmal Betriebsveranstaltung in 

§ 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG entspricht der Definition in § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a Satz 1 EStG. 

 

Hintergrund 

Nach § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG kann der Arbeitgeber die Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz von 

25 % erheben, wenn er Arbeitslohn aus Anlass von Betriebsveranstaltungen zahlt. Maßgebend für das 

Vorliegen von Arbeitslohn ist ab Veranlagungszeitraum 2015 § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a EStG i. d. F. des 

Gesetzes zur Anpassung der Abgabenordnung an den Zollkodex der Union und zur Änderung weiterer 

steuerlicher Vorschriften vom 22.12.2014 (BGBl I 2014, 2417). 

 

Betriebsveranstaltungen sind seit 1.1.2015 Veranstaltungen auf betrieblicher Ebene mit gesellschaftlichem 

Charakter. Eine Veranstaltung, an der – wie im Streitfall an der Weihnachtsfeier – ausschließlich Beschäftigte 

des Betriebs und deren Begleitpersonen teilnehmen können, ist vom Wortsinn her eine solche 

Betriebsveranstaltung, auch wenn diese Veranstaltung nicht allen Angehörigen eines Betriebs offensteht. 

 

Sachverhalt 

Die Steuerpflichtige veranstaltete im Jahr 2015 in eigenen Räumlichkeiten eine Weihnachtsfeier, zu der nur 

die Vorstandsmitglieder eingeladen waren. Die von ihr hierfür aufgewendeten Kosten betrugen rund 8.000 

EUR. 

 

Darüber hinaus richtete die Steuerpflichtige im selben Jahr eine Weihnachtsfeier für Mitarbeiter aus, die zum 

sogenannten oberen Führungskreis beziehungsweise Konzernführungskreis gehörten. Dabei handelte es 

sich um Mitarbeiter, die eine bestimmte Karrierestufe erreicht hatten, aber keinen eigenständigen Betriebsteil 

bildeten. Für diese Veranstaltung entstanden Kosten von rund 170.000 EUR. 

 

Die ihren Vorstandsmitgliedern und dem Führungskreis mit den jeweiligen Weihnachtsfeiern zugewandten 

Vorteile unterwarf die Steuerpflichtige nicht dem Lohnsteuerabzug. 

 

Nach einer Lohnsteuer-Außenprüfung vertrat das FA die Auffassung, die Steuerpflichtige habe die 

Lohnversteuerung zu Unrecht unterlassen. Die beantragte Lohnsteuerpauschalierung könne nicht gemäß 

§ 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG mit einem Pauschsteuersatz von 25 % erfolgen. Denn der Begriff der 

Betriebsveranstaltung setze ungeachtet der Einfügung einer Definition in § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a Satz 1 

EStG mit Wirkung vom 1.1.2015 weiterhin voraus, dass die Teilnahme an der Veranstaltung allen 

Arbeitnehmern des Betriebs oder des Betriebsteils offenstehe. Entsprechend dieser Rechtsauffassung erließ 

das FA einen Nachforderungsbescheid. 

 



Die Klage der Steuerpflichtigen wies das FG ab. Auch die Revision vom BFH wurde als unbegründet 

zurückgewiesen.  

 

Entscheidung 

Das FG hatte zunächst zutreffend entschieden, dass die Steuerpflichtige ihren Vorstandsmitgliedern und den 

Führungskräften mit der Teilnahme an den jeweiligen Weihnachtsfeiern Arbeitslohn in Form von 

Sachbezügen zugewandt hat. Hinsichtlich der Lohnzuwendungen an die Führungskräfte der 

Konzerngesellschaften handelte es sich dabei um Drittlohn. 

 

Entgegen der Rechtsauffassung des FG handelt es sich bei den Weihnachtsfeiern des Vorstands und der 

Führungskräfte jedoch um Betriebsveranstaltungen im Sinne von § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a Satz 1 EStG. 

Dass die Veranstaltungen nicht allen Betriebsangehörigen offenstanden, steht dem nicht entgegen. 

 

Begründung 

Das Tatbestandsmerkmal der Betriebsveranstaltung in § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG ist entsprechend der 

Legaldefinition des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a Satz 1 EStG auszulegen. Denn Begriffe, die in verschiedenen 

Vorschriften desselben Gesetzes verwendet werden, sind grundsätzlich einheitlich auszulegen. Definiert der 

Gesetzgeber selbst einen Begriff, kommt eine Abweichung davon in einer anderen Vorschrift desselben 

Gesetzes nur in Betracht, wenn der Zweck der Regelung, ihr Zusammenhang mit anderen Vorschriften 

und/oder die Entstehungsgeschichte eindeutig erkennen lassen, dass der Begriff in dieser Vorschrift 

abweichend von der Legaldefinition zu verstehen sein soll. 

 

Der Zweck des § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG erfordert keine andere, normspezifische Auslegung des 

Tatbestandsmerkmals der Betriebsveranstaltung. Die in § 40 Abs. 2 EStG geregelten 

Pauschalierungsmöglichkeiten dienen vor allem der Vereinfachung des Lohnsteuerverfahrens. § 40 Abs. 2 

Satz 1 Nr. 2 EStG trägt insbesondere dem Umstand Rechnung, dass der Arbeitgeber bei 

Betriebsveranstaltungen praktisch keine Möglichkeit hat, die von ihm eingeladenen Arbeitnehmer mit der auf 

die Zuwendung entfallenden Lohnsteuer zu belasten. Die vereinfachte Berechnung mit einem 

Pauschsteuersatz soll daher übermäßigen Arbeitsaufwand in einer Vielzahl gleichgelagerter Fälle vermeiden. 
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